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1 Anlass und Erfordernis der Planung  

Nach dem Abzug der US-Army aus Gießen bis 2006, der Regelung von Übergangs- 
und Vermarktungszuständigkeiten sowie Klärung der öffentlichen Flächenbedarfe (Vor-
kaufsrecht) stand das rd. 13 ha große am östlichen Innenstadtrand gelegene Areal der 
Dulles-Siedlung mit ihren östlich angrenzenden Teilbereichen der Pendleton barracks 
sowie des motor pools weitgehend zur Umstrukturierung und Integration in das städte-
bauliche Gefüge (Konversion) zur Verfügung. 
 
Bis auf einen bereits vorher an die Gesellschaft für Soziales Wohnen/GSW veräußer-
ten Gebäudebestand zwischen Grünberger und Hannah-Arendt-Straße konnten mitt-
lerweile die 144 Wohneinheiten umfassende John-Forster-Dulles-Siedlung sowie auch 
die Miller Hall durch den Bund (Bundesanstalt für Immobilienaufgaben/BImA) vermark-
tet und durch geeignete Investoren baulich entwickelt werden. 
 
Aufgrund des durch die Schließung bisheriger Marktstandorte und wohnbaulich ge-
prägten Entwicklung im Gießener Ostviertel entstandenen bzw. erkannten Versor-
gungsdefizites mit Einrichtungen der Grund- und Nahversorgung wurde in 2006 das 
Planungsziel zur Ansiedlung von Lebensmittelmärkten an der östlichen Haupterschlie-
ßungsachse Grünberger Straße formuliert. Ende 2012 konnte dieses Planungsziel in 
Form eines (REWE-)Vollsortimenter-Marktes mit angegliedertem Getränkemarkt auf ins-
gesamt 1.300 m² Verkaufsfläche m Standort Bergkaserne als Nahversorgungsstandort 
bereits teilweise umgesetzt werden. Es verbleib jedoch der städtische Wunsch nach 
Realisierung eines einen größeren Einzugsbereich dienendem großflächigem Einzel-
handelsstandortes an Stelle des bisherigen PX-Marktes, wie er auch als sogenannte 
Nahversorgungslage im gesamtstädtische Einzelhandelsgutachten 2012 abgebildet 
wurde.  
 
Nach  
- einer längeren Vorabstimmung der Entwicklungsziele zwischen der Stadt und 

unterschiedlichen Stellen der Bundesverwaltung seit 2006,  
- der Aufstellung des Bebauungsplanes GI 03/07 „Dulles-Siedlung“ für den gesam-

ten o.g. Bereich, mit  
- Abtrennung des Teilbereiches Pendleton barracks/motor pool nach Durchführung 

der frühzeitigen Beteiligungsverfahren von Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 Baugesetz-
buch/BauGB) und Trägern öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB) in 2007, 

- der Erlangung der Rechtskraft für den reduzierten Bebauungsplan „Dulles-
Siedlung“ in 2008 sowie Durchführung zweier Änderungsverfahren für diesen 
Bebauungsplan in 2010 und 2012-2014, 

- Durchführung einer Markterkundung für den geplanten Nahversorgungsstandort 
in 2010 sowie einer Nachverhandlungsphase der BImA aufgrund geänderter 
Rahmenbedingungen in 2012 und 

- Entscheidung in 2013, dass ausschließlich der Nahversorgungsstandort mit sei-
ner notwendigen Erschließung planungsrechtlich abgesichert werden soll,  
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soll nun zeitnah das Baurecht für die ca. 2,1 ha große geplante Sondergebietsfläche 
mit ihrer notwendigen ergänzenden Erschließung und den Grünflächen geschaffen 
werden. 
Die BImA Koblenz hat Anfang 2013 eine endgültige Auswahlentscheidung zur 
Markterkundung getroffen und, auch auf Empfehlung des Magistrates hin, den Zu-
schlag für die Sondergebietsfläche an die Fa. LIDL-Dienstleistung GmbH & Co.KG er-
teilt. 
 
Generell erfolgt in Gießen die Umwandlung ehemaliger militärischer Flächen in die 
zivile Nutzung sowie die Realisierung großflächiger Einzelhandelsvorhaben (außer-
halb des innerstädtischen Kerngebietes) auf der Grundlage von Bebauungsplänen. 
 
Für die städtebauliche Neuordnung und Erschließungsnotwendigkeit sowie Steuerung 
der baulichen Entwicklung begründet sich somit gemäß § 1 Abs. 3 BauGB ein Planer-
fordernis. 

2 Lage und räumlicher Geltungsbereich 

Der rd. 2 ha große räumliche Plangeltungsbereich umfasst die mit dem PX-Markt 
bebaute Teilfläche des Pendleton-Areals sowie die bereits weitgehend vorhandene 
Straßenanbindung an die Kreuzung Grünberger Straße/Rödgener Straße. 
 
Der räumliche Plangeltungsbereich umfasst die Flurstücke in der Gemarkung Gießen 
Flur 52 Flurstück 412/8, 412/9 tlw., Flur 53 Flurstück 3/26 tlw., 196/13. 

3 Bisherige Entwicklung und derzeitige Situation im Planbereich 

3.1 Planerische Rahmenbedingungen 

Ziele der Raumordnung und Landesplanung 
Der Regionalplan Mittelhessen 2010 stellt für den Bereich des Plangebietes Vorrang-
gebiet Siedlung Bestand dar. Zur Realisierung eines großflächigen Einzelhandelsstan-
dortes sind gemäß Regionalplan das Zentralitäts-, Beeinträchtigungs-, Kongruenz- und 
Integrationsgebot zu beachten.  
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Abb. 1: Ausschnitt Regionalplan Mittelhessen 2010 (Genordet ohne Maßstab) 
„Entsprechend dem Kongruenzgebot (Ziel 5.4-4) haben großflächige Einzelhandels-
projekte bei der Festlegung ihrer Verkaufsflächengröße, der Sortimentsgruppen und 
des daraus resultierenden Einzugsbereichs den zentralörtlichen Verflechtungsbereich 
(Versorgungsbe-reich) zu beachten“. Gemäß GMA-Gutachten, Mai 2014 sind an dem 
geplanten Standort Kaufkraftabflüsse aus den umliegenden Gemeinden Fernwald zu 
erwarten, sodass das Kongruenzgebot betroffen ist. Das städtebauliche Integrations-
gebot (Ziel 5.4-6) ist ebenfalls betroffen, da der Standort nur teilintegriert ist, da ge-
mäß den regionalplanerischen Vorgaben großflächige Einzelhandelsbetriebe in beste-
henden Siedlungsgebieten möglichst mit dem ÖPNV erreichbar sein müssen. Ein erfor-
derliches Zielabweichungsverfahren gemäß § 12 des Hessischen Landesplanungsge-
setzes (HLPG) wurde bereits durchgeführt.  
Die von der Stadt Gießen am 05.12.2013 beantragte Abweichung vom Regionalplan 
Mittelhessen 2010 zwecks Ausweisung eines Sondergebietes für den großflächigen 
Einzelhandel wurde durch den Planungsausschuss der Regionalversammlung in seiner 
Sitzung am 10.07.2014 mit Auflagen genehmigt. Folgende Märkte wurden  zugelas-
sen: Ein Lebensmitteldiscounter mit einer maximalen Verkaufsfläche von 1.200 m² und 
ein Drogeriemarkt mit maximal 650 m² Verkaufsfläche, sonstige Verkaufsflächen für 
Bäcker, Lottoannahme u.ä. mit jeweils max. 200 m². Die Zulassung erfolgte unter der 
Maßgabe, dass die maximalen Verkaufsflächen als textliche Festsetzungen aufgenom-
men werden und beim Lebensmittelmarkt die Randsortimente auf maximal 10% der 
zulässigen Verkaufsfläche begrenzt werden. 

Vorbereitende Bauleitplanung 
Der Flächennutzungsplan der Universitätsstadt Gießen stellt das Plangebiet als "Ge-
mischte Baufläche -Planung-" dar. Der Flächennutzungsplan kann im Wege der Berich-
tigung gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB ohne förmliches Verfahren und Genehmi-
gungsnotwendigkeit angepasst werden. 
 

 
Abb. 2: Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Universitätsstadt Gießen 

(Genordet ohne Maßstab) 
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Verbindliche Bauleitplanung  
Der Annahme- und Einleitungsbeschluss für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
GI 03/14 „Pendleton Areal“ wurde am 21.11.2013 von der Stadtverordnetenver-
sammlung gefasst. Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt als vereinfachtes Ver-
fahren gemäß § 13a Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB). Die Erstellung eines Vorentwur-
fes und Umweltberichtes ist daher nicht erforderlich. Jedoch wurde wegen des geplan-
ten großflächigen Lebensmitteldiscounters gemäß UVPG, Anlage 1 Nr. 18.6.2 i.V.m. 
§ 13 a Abs. 1 Fallgruppe 2 eine Vorprüfung des Einzelfalles vorgenommen. 
Im Rahmen des Bebauungsplans werden die umweltbezogenen abwägungserheblichen 
Belange somit sachgerecht ermittelt und behandelt. Unabhängig davon sind die arten-
schutzrechtlichen Belange zu erheben und zu berücksichtigen. 

Landschaftsplan 
Der gesamtstädtische Landschaftsplan weist den Geltungsbereich als Siedlung und 
künstlich verändertes Gelände aus. Er bewertet das Gebiet als verarmten Biotopbe-
reich mit nur geringer Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz und empfiehlt eine 
intensive Durchgrünung des Gebietes.  

Sonstige Planungen 
Das Plangebiet ist als Teil der ehemaligen Pendleton barracks der amerikanischen 
Streitkräfte nach ihrem Abzug in Bundeseigentum überführt worden und nach einer 
Ausschreibung in 2010 sowie einer umfassenden und in Varianten geführten Einzel-
handels-Verträglichkeitsuntersuchung und der Vorabstimmung der erschließungstechni-
schen Anforderungen für einen neuen Marktstandort für einen Lidl-Markt zur Nahver-
sorgung des östlichen Gießener Stadtgebietes vorgesehen. Als Nahversorgungsstand-
ort wurde das Plangebiet bereits im Einzelhandelsgutachten der Stadt Gießen, No-
vember 2011 berücksichtigt. Laut Einzelhandelsgutachten der GMA für den geplanten 
Standort vom Mai 2014 befinden sich im fußläufigen Kerneinzugsgebiet 3.860 Ein-
wohner. Mit einer Zunahme der Zahl ist aufgrund weiterer Ansiedlung von Wohnnut-
zungen im Umfeld des Plangebietes zu rechnen. Im aktuellen GMA Gutachten wurde 
nachgewiesen, dass im betrachteten Einzugsbereich im Osten der Stadt Gießen (ohne 
Fernwald Annerod) genug Kaufkraft vorhanden ist, um einen weiteren Nahversor-
gungsstandort zu entwickeln. Aufgrund der Lage des Standortes umfasst das Einzugs-
gebiet jedoch aich den Ortsteil Annerod der Gemeinde Fernwald, in dem ein kleinflä-
chiger Discounter zur Nahversorgung vorgesehen ist. Insofern sieht die Gemeinde 
Fernwald mögliche Beeinträchtigungen der geplanten Sicherung der Grundversorgung. 
Laut GMA Gutachten ist das Kaufkraftpotential im Einzugsgebiet sowohl für die Reali-
sierung der Nahversorgung im Plangebiet, als auch für die Ansiedlung eines Lebens-
mitteldiscounters in Annerod vorhanden. 
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3.2 Städtebaulicher Bestand 

Der rd. 2,1 ha große räumliche Plangeltungsbereich umfasst die mit dem ehemaligen 
PX-Markt bebaute Teilfläche des Pendleton-Areals sowie die bereits weitgehend vor-
handene Straßenanbindung an die Kreuzung Grünberger Straße/ Rödgener Straße. 
Das Plangebiet ist Teil der insgesamt ca. 13 ha großen Konversionsfläche nördlich der 
Grünberger Straße mit dem Wohnungsbestand in der Dulles-Siedlung. Westlich des 
Plangebietes grenzt unmittelbar Wohnbebauung entlang des Ernst-Toller-Weges / Han-
nah-Ahrendt-Straße an, nördlich des Plangebietes befindet sich eine ehemals militärisch 
genutzte unbebaute Fläche, die als Standort für das neue Gefahrenabwehrzentrum 
geeignet ist. Östlich angrenzend verläuft der Gießener Ring A 485.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

3.3 Naturräumlicher Bestand 

Das Plangebiet ist aktuell zu nahezu 100 % durch Gebäude (ehem. PX –Markt der US - 
Streitkräfte) und Parkplatzflächen versiegelt. Die Biotoptypenkartierung Gießen (PGNU 
2010) weist den Bereich als Großparkplatz mit stark versiegelter Gewerbefläche aus. 
 
Nach der geologischen Karte der Stadt Gießen besteht der natürliche Untergrund aus 
tertiären Sanden und Kiesen. Die natürlichen Funktionen des Bodens sind durch die 
ehemalige Nutzung als Militärgelände nahezu vollständig erloschen. Punktuelle Bo-
denverunreinigungen können aufgrund der Vornutzung nicht ausgeschlossen werden. 
Der fast vollständig versiegelte Bereich hat für die Grundwasserneubildung eine sehr 
geringe bis keine Bedeutung. 
Laut der aktuellen Klimaanalyse (Geonet 2014) ist die Fläche klimatisch bereits stark 
vorbelastet. Sie besitzt keine Funktion für Kaltluftproduktion oder als Kaltluftleitbahn. 
Bei sommerlicher Hochdruckwetterlage kühlt die Fläche nachts lediglich auf ca. 20°C 
ab. Das Gebiet ist thermischer Belastungsraum. 
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Der hohe Versiegelungsgrad und der ästhetisch nicht zufriedenstellende Gebäudebe-
stand beeinflussen das lokale Siedlungsbild negativ.  
 
 
 
) 
 
Aus den Beteiligungsverfahren kam der Hinweis des Bergamtes, dass im Plangebiet 
Spuren ehemaligen Bergbaus dokumentiert sind (erloschenes Bergfeld mit nachgewie-
senen Erzvorkommen) und daher ggf. entsprechende bauliche Sicherungsmaßnahmen 
erforderlich werden. 

4 Erläuterungen zur Städtebaulichen Konzeption  

Nutzungs- und Baukonzeption sowie Vorhaben- und Erschließungsplan 
In Abstimmung zwischen dem Magistrat der Stadt Gießen und dem Vorhabenträger 
LIDL-Dienstleistung GmbH & Co.KG, Neckarsulm/Butzbach wird auf dem Grundstück 
an der Grünberger Straße (ehemals Pendlton Areal) die Errichtung eines Lebensmittel-
marktes und eines Drogeriemarktes geplant. Für die auf dem Grundstück vorhandenen 
Bestandsgebäude erfolgt ein Rückbau.  
 Das Vorhaben besteht aus dem Neubau eines eingeschossigen Marktgebäudes an 
der Grünberger Straße mit ca. 2.100 m² Brutto-Grund/Geschossfläche sowie separa-
ten Eingängen und Sozialräumen, in dem ein Lebensmittel-Discounter auf maximal 
1.200 m² Verkaufsfläche inkl. Ein- und Ausgang und Kundenvorraum des Pfandraumes 
sowie ein weiteres eingeschossiges Gebäude, in dem ein Drogeriemarkt mit maximal 
650 m² Verkaufsfläche untergebracht werden soll. Die LKW-Andienung sowie der 
Parkplatz werden gemeinsam genutzt. Beide Gebäude werden als Pultdachkonstrukti-
on mit 4° Dachneigung, Dächer der Nebenanlagen wie Pfandleergutraum und Back-
vorbereitungsraum werden als Flachdächer ausgeführt. 

 
Abb. 5: Ansicht Lidl-Markt, Quelle:Feldmann Architekten GmbH, 09/ 2014 
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Abb. 6: Ansicht Drogerie-Markt, Quelle:Feldmann Architekten GmbH, 09/ 2014 

Grünordnerische Konzeption 
Folgende Maßnahmen zur Grünordnung sind im Geltungsbereich des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes vorgesehen: 

- Randeingrünung des Marktgeländes zur Grünberger Straße hin sowie entlang 
der Planstraße im Osten (Gebietszufahrt) mit standortgerechten, einheimischen 
großkronigen Laubbäumen zur Schaffung von Raumabschlüssen und Strukturie-
rung des Plangebietes, 

- Ausgestaltung eines privaten Grünstreifens zwischen dem Marktgelände und der 
westlich angrenzenden Wohn-/Mischbebauung als Magerrasen und Blumen-
wiese zur Gliederung der Bereiche unterschiedlicher Nutzung und Vernetzung 
des Grünstreifens entlang der Grünberger Straße, 

- Stellplatzbegrünung, 
- Sicherung eines ca. 25%-Anteiles an Grün-, Verkehrsgrün- und Pflanzflächen im 

derzeit fast vollständig bebauten oder versiegelten Plangebiet und 
- Realisierung einer Dachbegrünung auf geeigneten Dachflächen der Marktge
 bäude zur ausreichenden Berücksichtigung mikroklimatischer Auswirkungen.  

4.1 Immissionsschutz 

Zum Immissionsschutz im Plangebiet wurde aufgrund des geplanten Standortes für 
großflächigen Einzelhandel und der westlich und südlich angrenzenden Wohnbebau-
ung im Bestand ein Untersuchungsbedarf erkannt. Im Rahmen eines Immissionsgutach-
ten des Ingenieurbüros W. Steinert, September 2014 wurde geprüft, ob der Betrieb 
eines Lebensmitteldiscounters und Drogeriemarkt unter Berücksichtigung der Vorbelas-
tung durch die umgebenden Hauptverkehrsstraßen die für die Umgebung geltenden 
Immissionsrichtwerte einhält. Im Westen und Süden grenzen Mischgebiete an, im Nor-
den wird zukünftig von einer Gemeinbedarfsfläche und im Nordwesten von einem all-
gemeinen Wohngebiet ausgegangen. Im Osten jenseits des Gießener Ringes wird die 
Wohnbebauung als ein allgemeines Wohngebiet eingestuft. Die Schallimmissions-
prognose kommt auf der Grundlage von Emissionsansätzen für den Betrieb bzw. der 
Anlieferungen der Märkte auf Basis von zwei Lkw mit Kälteaggregat zur Nachtzeit und 
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einem LkW zur Tageszeit für den Lebensmittelmarkt und zwei Lkw/ tags bzw. ein Lkw/ 
nachts für den Drogeriemarkt mit Erweiterungsfläche, einer Öffnungszeit von 6 bis 22 
Uhr und 170 Stellplätzen und den daraus resultierenden Parkplatzfahrbewegungen 
sowie der Festlegung der Anlieferungszone für den Lebensmittelmarkt und Drogerie-
markt auf der Nordseite der Marktgebäude bzw. für die Erweiterungsfläche auf der 
Ostseite des Marktes zu folgenden Ergebnissen. Die ermittelten Beurteilungspegel hal-
ten zur Tageszeit die geltenden Immissionsrichtwerte der TA Lärm an allen Immission-
sorten sicher ein.  
 
Beurteilungspegel aller Anlieferungen zur Tageszeit 
 
Immissionsort Beurtei-

lungspegel 
tags in 
dB(A) 

Beurtei-
lungspegel  
nachts in 
dB(A) 

Immissions-
richtwert 
tags in dB(A) 

Immissions-
richtwert 
nachts in dB(A) 

1 Ernst-Toller-Weg 1, 
DG, MI 

42 36 60 45 

2. Ernst-Toller-Weg 3, 
2.OG, MI  

48 37 60 45 

3. Grünberger Str. 
154, DG, MI 

49 36 60 45 

4. Rödgener Str. 4, 
DG, WA 

48 31 55 40 

5. Rödgener Str. 1, 2. 
OG, WA 

47 29 55 40 
 

6. Südosteckes geplan-
tes WA, DG 

46 33 55 40 

7. Östlicher Rand des 
geplanten WA im 
Nordwesten, DG 

49 30 55 40 

 
Zur Nachtzeit ergibt sich aufgrund der Anlieferungsvorgänge eine deutliche Über-
schreitung der Immissionsrichtwerte im Bereich der westlich des Lebensmittelmarktes 
angrenzenden Wohnbebauung und hinsichtlich der nördlich anschließenden geplan-
ten Wohnbebauung bis zu 16 dB. Die Überschreitungen resultieren aus den Ladetätig-
keiten an den beiden Anlieferungsrampen und aus den Fahrten der Lkw auf dem 
Marktgelände von und zu den Rampen. Hinzu kommen die Geräusche der Fahrzeug-
kühlaggregate. Um die Einhaltung bzw. Unterschreitung der Immissionsrichtwerte um 
mindestens 6 dB zur Berücksichtigung der Vorbelastung zu erreichen, empfiehlt der 
Gutachter auf alle Anlieferungen zur Nachtzeit zu verzichten und diese nur am Tage 
nach 6 Uhr zuzulassen und in die textlichen Festsetzungen aufzunehmen.  
 
Aus dem Beteiligungsverfahren ergab sich der Hinweis der Oberen Immissionsschutz-
behörde hinsichtlich einer Einbeziehung zweier nördlich des Plangebietes liegenden 
Gebäude in die Lärmbegutachtung (im Falle einer bestehenden schutzwürdigen Nut-
zung). Die Gebäude sind seit längerer Zeit ungenutzt und werden im Rahmen der auch 
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für den rückwärtigen Bereich erforderlichen Bebauungsplanung bei Bedarf in eine 
Lärmbegutachtung einbezogen. 

4.2 Verkehrliche Erschließung 

Straßenführung 
Das Plangebiet wird im Osten vom Gießener Ring (A 485) begrenzt. Im Süden verläuft 
die Grünberger Straße / Rödgener Straße (B 49 bzw. L 3126) als Haupteinfallstraße 
aus Richtung Osten in die Gießener Innenstadt. Im Westen befinden sich die unterge-
ordneten Erschließungsstraßen Ernst-Toller-Weg und Hannah-Ahrendt-Straße. Der licht-
signalgeregelte Knotenpunkt Grünberger Straße/ Rödgener Straße dient weiterhin als 
Anbindung für die Gebietserschließung des ehemaligen Pendleton-Areals und der 
nordöstlich sich anschließenden unbebauten Flächen. Eine Verkehrsuntersuchung es 
Ingenieurbüros Heinz und Feier, Juli 2013 zur Leistungsfähigkeitsprüfung des Knoten-
punktes der im Planfall zu erwartenden Verkehre, die sich aus dem heutigen Verkehr 
und den durch die neuen Nutzungen induzierten Verkehre zusammensetzen. Neben 
der Ansiedlung der Einzelhandelseinrichtungen wurden auch die zukünftigen Nutzun-
gen auf den nördlich des Plangebietes gelegenen Flächen berücksichtigt. Zugrunde 
gelegt wurde ein Standort für ein Gefahrenabwehrzentrum bzw. für ein Gewerbege-
biet mit 2,5 ha Bruttobaufläche und ein Wohngebiet mit ca. 100 Wohneinheiten. Im 
Ergebnis der Untersuchung ist die Leistungsfähigkeit des Knotenpunktes im Planfall bei 
Beibehaltung des heutigen Signalzeitenprogramms für einzelne Zufahrten bzw. Spuren 
nicht mehr gegeben. Durch Änderung des Signalzeitenprogramms lässt sich der Ver-
kehrsablauf so optimieren, dass die Leistungsfähigkeit des Knotenpunktes im Planfall 
nachgewiesen ist.  
Die Plangebietserschließung für den Kfz-Verkehr erfolgt ausschließlich von Süden, um 
Durchgangsverkehr zu vermeiden. Eine Stichstraße mit 12,00 m Querschnitt, die am 
vorhandenen Knotenpunkt anbindet, wird im Osten des Plangebietes nach Norden 
geführt und verschwenkt an der nördlichen Plangebietsgrenze nach Westen. Von der 
Stichstraße führt eine Zufahrt auf den den Märkten vorgelagerten Parkplatz. Die Anlie-
ferung erfolgt über die Sticherschließung von Norden mit einer 11,00 m breiten Zu-
fahrt am Wendehammer.  
 
Die Herstellung der Stichstraße erfolgt auf der Grundlage einer erschließungsrechtli-
chen Vereinbarung im Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
auf Kosten und im Auftrag des Vorhabenträgers. Die Stichstraße wird nach Abnahme 
durch das städtische Tiefbauamt und Abschluss einer Verwaltungsvereinbarung mit der 
Straßenbaubehörde des Landes/Bundes zur verkehrlichen Anbindung an die B 49/ L 
3126 eine öffentliche Straße. 

Fuß- und Radwege, Fahrradabstellplätze 
Für die umliegenden Wohnstandorte sind Fuß- und Radweganbindungen an die Han-
nah-Arendt-Straße sowie – in Verbindung mit einem weiteren Bebauungsplan im rück-
wärtigen Bereich - an das weiter nördlich gelegene Wohnquartier am Philosophen-
wald (Spenerweg, August-Hermann-Francke-Weg) geplant. Der bestehende Schutzstrei-
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fen entlang der Stützmauer zum Gießener Ring soll als Fuß-/ Radweg genutzt und an 
den bestehenden Fuß-/ Radweg auf der nördlichen Seite der Grünberger Straße an-
gebunden werden. Ein weiterer Fuß- und Radweg schließt an der Hannah-Arendt-
Straße an und führt in östliche Richtung bis zum geplanten Wendehammer der Plan-
straße A. Dieser Weg hat eine Baulänge von ca. 70 m. Beide Wege werden als Geh- 
/ Radwege ausgelegt und mit 3,00 – 4,00 m Breite ausgeführt. 
Zwischen dem nördlichen Gehweg der Planstraße A und dem Weg entlang der Stütz-
mauer des Gießener Ringes wird zudem eine ca. 20m lange und 1,50 m breite Ver-
bindung angelegt.  
 
Entlang der Stützmauer der Autobahn A 485 („Gießener Ring“) ist ein schmaler ge-
pflasterter Gehweg vorhanden, der im Zuge der Sanierung der Stützmauer vor einigen 
Jahren angelegt wurde. Dieser Weg weist eine Breite von ca. 1,35 m auf und schließt 
an die bestehende Fläche an. Es ist vorgesehen, diesen Weg zu erhalten. Zusätzlich 
wird ein ca. 3,65 m breiter Asphaltweg entlang zu diesem Gehweg angelegt bzw. 
aus der vorhandenen Asphaltfläche abgeteilt, der in erster Linie als Rad- / Fußweg mit 
der Option einer künftigen Verlängerung in Richtung Spenerweg dienen soll. Gleich-
zeitig dient der Weg jedoch auch als Wartungsweg für die Unterhaltung der Stütz-
mauer.  
 
Vom Zentralen Verbindungsweg entlang der Grünberger Straße sind Zugangsmöglich-
keiten zu den Markteingängen vorgesehen. 
 
Der Marktstandort wird mit eingangsnahen Fahrradabstellplätzen gemäß städtischer 
Stellplatzsatzung ausgestattet. 

Öffentlicher Nahverkehr 
Das Plangebiet ist über die Stadtbuslinie 1 aus/ in Richtung Rödgen an das Stadtbus-
netz mit der Haltestelle Waldstadion an den öffentlichen Nahverkehr angebunden. 
Ferner halten dort auch Buslinien des überörtlichen Verkehres. 

Ruhender Verkehr  
Den beiden Märkten vorgelagert und zwischen den Gebäuden sind ca. 1712 Kunden-
stellplätze, gegliedert durch 7,50 – 8,00 m breite Fahrgassen und Pflanzstreifen mit 
Baumstandorten, geplant.  
Die öffentliche Stellplätze im Grünstreifen nördlich der Grünberger Straße sollen mittel-
fristig im Zuge der Ergänzung des Grünzuges rückgebaut werden, wobei diese Maß-
nahme zum Ausgleich von Eingriffen im rückwärtigen Bereich (motor pool) zugeordnet 
wird. 

4.3 Ver- und Entsorgung 

Entwässerung, Wasserversorgung 
Die Entwässerung des Plangebietes erfolgt im Trennsystem. Ein Regenwasser- und ein 
Schmutzwasserkanal (DN 250/DN 300) werden in der geplanten Stichstraße neu ver-
legt und an die vorhandenen Regen- und Schmutzwasserkanäle im Bereich der Han-
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nah-Arendt-Straße angeschlossen. Die Wasserversorgung erfolgt ebenfalls über eine 
neue Wasserleitung (DN 150) in der geplanten Stichstraße. 
Bei den Anforderungen an den Grundschutz und die Löschwasserversorgung wird von 
der üblichen bereit zustellenden Menge im Mischgebiet (96 m³/h über einen Zeitraum 
von mindestens 2 Stunden) ausgegangen. Das Löschwasserkonzept und alle Brand-
schutzanforderungen sind auf der Ebene der Erschließungsplanung und Baugenehmi-
gungsverfahren frühzeitig mit dem zuständigen städtischen Brandschutzamt abzuklä-
ren. 
 
Zur Regenrückhaltung aus dem Plangebiet konnte mit den Mittelhessischen Wasserbe-
trieben eine gemeinsame Lösung mit der Gebietsentwässerung bzw. Neuordnung des 
benachbarten GSW-Areales in Form eines in der öffentlichen Hannah-Arendt-Straße 
verlegten Staukanals mit Überlauf in Richtung Lincoln Straße abgestimmt werden. 

Sonstige Infrastruktur 
Die Elektrizitäts- und Wärmeversorgung des Plangebietes wird sicher gestellt. Im südli-
chen Bereich des Baugrundstückes befindet sich bereits eine DN 100er-Fernwärmelei-
tung, welche das Bestandsgebäude versorgt und auch für die neu geplanten Gebäude 
ausreichend dimensioniert ist. 
 
Die Telekom Technik GmbH hat die Berücksichtigung ihres Leitungsnetzes bei der Er-
schließungs- und Hochbauplanung angeregt. Die Haupt-Kommunikationsleitungen lie-
gen im städtischen Grünstreifen nördlich der Grünberger Straße, der allerdings von 
der Gebietszufahrt gequert wird. 
 
Eine Gasversorgung ist nicht vorhanden. 

5 Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen 

5.1 Art und Maß der baulichen Nutzung  

Art der baulichen Nutzung  
Die planungsrechtlichen Festsetzungen im Bebauungsplanentwurf erfolgen auf der 
Grundlage des Kataloges gemäß § 9 Abs. 1 BauGB sowie auch nach § 12 Abs. 3 
BauGB, wonach im integrierten Vorhaben- und Erschließungsplan auch weitere, von   
§ 9 Abs. 1 BauGB abweichende Festsetzungen getroffen werden können. 
 
Innerhalb des festgesetzten Sondergebietes für den großflächigen Einzelhandel ist in 
der überbaubaren Fläche ein Lebensmittelmarkt und ein Drogeriemarkt zulässig. 
In der Teilfläche „Lebensmittelmarkt“ ist ein Einzelhandelsbetrieb als Lebensmittel-Dis-
counter mit maximal 1,200 m² Verkaufsfläche und hiervon auf maximal 10 % Rand-
sortimente (max. 120 m²) aus dem Nonfood-Bereich zulässig. Die Verkaufsfläche wird 
gemäß der textlichen Festsetzung A 1 - 1.5 und unter Berücksichtigung der einschlä-
gigen Bestimmungen des Hessischen Einzelhandelserlasses definiert. So zählen bei-
spielsweise auch Nutzflächen im Kassen- und Eingangsbereich oder sonstige der Kund-
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schaft zugängliche Nutzflächen dazu. Die Beschränkung der Verkaufsfläche erfolgt zur 
Vermeidung negativer städtebaulicher Auswirkungen gemäß § 11 Abs. 3 BauNVO, 
wie im Kapitel 9 ausgeführt. Die Einhaltung der Begrenzung für Randsortimente als 
Auflage aus der raumordnerischen Abweichungsentscheidung vom 10.07.2014 wurde 
bereits von der Fa. Lidl als künftiger Marktbetreiber bestätigt. 
 
In der Teilfläche „Drogeriemarkt“ ist entsprechend ein Drogeriemarkt  mit maximal  
650 m² Verkaufsfläche zulässig. In der festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche 
außerhalb des Geltungsbereiches des Vorhaben- und Erschließungsplanes (Erweite-
rungsfläche) sind bis zu 2 Läden mit Verkaufsflächen (siehe 1.4) von jeweils 200 m² 
sowie Dienstleistungsbetriebe/ - einrichtungen (z.B. SB-Bank), Schank- und Speisegast-
stätten und Räume für freie Berufe zulässig. Hierzu wurde im Durchführungsvertrag 
konkretisiert, dass die Verkaufsflächen nicht zur Erweiterung der beiden o.g. Hauptsor-
timente (Lebensmittel/Getränke, Drogeriewaren) führen dürfen und der Vorhabenträger 
auch die Unterbringung von der Stadt empfohlener Zusatznutzungen akzeptieren soll. 
 
Beide Märkte sowie die Erweiterungsfläche dienen in Verbindung mit dem an der 
Grünberger Straße bereits entstandenen Vollsortimenter der Firma REWE dem Ausbau 
der Nahversorgungsstruktur im östlichen Stadtgebiet. Die Ansiedlung entspricht auch 
dem in 2011 beschlossenen Einzelhandels-Zentrenkonzept (GMA). 
Diesen Teilflächen wird die Fläche für die notwendigen KFZ- und Fahrradstellplätze mit 
Eingrünung gemäß Stellplatzsatzung, in der auch Nebenanlagen (z.B. für Unterstände 
der Einkaufswagen und Werbeanlagen) zulässig sind, zugeordnet.  

Maß der baulichen Nutzung 
Zur Sicherung der städtebaulichen Ordnung werden zum Maß der baulichen Nutzung 
die Grundflächenzahl mit 0,60 GRZ und die Geschossflächenzahl mit 0,80 GFZ sowie 
die Höhe der baulichen Anlagen über NN festgesetzt. Es werden fürdie  Errichtung der 
Märkte keine neuen Flächen versiegelt, der Altbestand an Gebäuden von der Vornut-
zung wird zurückgebaut und über Begrünung und Entsiegelungsmaßnahmen ein ca. 
25% Anteil an entsiegelter und begrünter Fläche gegenüber einer bisher fast voll-
ständig versiegelten Fläche geschaffen. Für Nebenanlagen gemäß § 19 Abs. 4 
BauNVO ist eine Überschreitung der GRZ bis 0,75 zulässig.  

5.2 Überbaubare Grundstücksflächen, Stellung der baulichen Anlagen 

Teile des räumlichen Geltungsbereiches befinden sich innerhalb der Bauverbotszone 
der Bundesautobahn A 485. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 6 des Bundesfern-
straßengesetzes (FStrG) müssen Hochbauten, Neben- und Werbeanlagen einen Min-
destabstand von 40 m vom (äußeren, westlichen) Fahrbahnrand der Autobahn einhal-
ten.  
Gemäß § 9 Abs. 7 FStrG gilt diese Abstandsvorschrift nicht, soweit ein Bauvorhaben 
den Festsetzungen eines Bebauungsplanes mit Mindestanforderungen entspricht und 
dieser Bebauungsplan unter Mitwirkung des Straßenbaulastträgers der Bundes(fern)-
straße aufgestellt wurde. Der Bebauungsplan enthält die in Abs. 7 geforderten Festset-
zungen zur Begrenzung der Verkehrsflächen sowie zu überbaubaren Grundstücksflä-
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chen und setzt in deren Kombination einen Abstand der nächst gelegenen Baugrenze 
zum maßgebenden (befestigten) Fahrbahnrand der A 485 von 30 m fest. Er wurde 
u.a. auch den zuständigen Stellen des Straßenbaulastträgers zur Stellungnahme vorge-
legt. 
 
In der Vorabstimmung wurde mit diesen vereinbart, dass  

- Der maßgebende Fahrbahnrand mit einem 2,5 m-Abstand von der Markierung 
der westlichen Fahrspur zu bemessen ist und 

- aufgrund der besonderen örtlichen Verhältnisse mit der bis zu 13,5 m hohen 
Stützwand eine grundsätzliche Zustimmung der Landesstraßenbauverwaltung 
zur Reduzierung der Bauverbotszone möglich ist, wenn 

- in der Planbegründung auf die Kriterien des FStrG gemäß § 9 Abs. 3 einge-
gangen wird, wobei aufgrund des Höhenunterschiedes hinsichtlich der Aspekte 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehres sowie Straßenbaugestaltung keine wei-
tere Begründung ausgeführt werden muss, und 

- eine abschließende Entscheidung der zuständigen Behörde/n im Beteiligungs-
verfahren zum Bebauungsplan getroffen wird. 

 
Es verbleibt zur näheren städtebaulichen Betrachtung das Kriterium Ausbauabsicht 
bzw. –möglichkeit hinsichtlich eines eventuell langfristig geplanten Ausbaus der A 485 
von vier auf sechs Fahrstreifen. 
Laut Verkehrsmengenkarte 2010 der hessischen Straßenbauverwaltung weist der Ab-
schnitt der A 485 in Höhe des Plangebietes ein durchschnittliches Verkehrsaufkommen 
von rd. 46.600 Fahrzeugen pro Tag (DTV) auf. Im Gießener Verkehrsentwicklungsplan 
(VEP-Fortschreibung 2009) wurde für diesen Abschnitt im Prognosenullfall für das Jahr 
2020 ein DTV von 58.100 ermittelt. Gemäß der einschlägigen Richtlinien für den Au-
tobahnbau (RAS-Q, RAA) wird die Kapazitätsgrenze einer vierstreifigen Autobahn mit 
einem Gesamtquerschnitt von 26,0 m, wie bei der A 485 vorhanden, mit einem DTV-
Wert von 60.000 angegeben. Somit sind noch ausreichende Spielräume für die lang-
fristige Verkehrsentwicklung ohne Ausbaunotwendigkeit der A 485 vorhanden. 
Im gültigen Bundesverkehrswegeplan BVWP 2003 ist auch im weiteren Bedarf kein 
Ausbauziel für die A 485 verankert worden 
Die tatsächlichen Gegebenheiten, insbesondere mit den aufwändig sanierten beidsei-
tigen Stützwänden und dem Baubestand an der Grünberger und Rödgener Straße 
teilweise innerhalb der Bauverbotszone, ermöglichen auch dauerhaft keinen Ausbau 
der Autobahn auf sechs oder mehr Fahrstreifen. 
 
Genehmigungspflichtige bauliche Anlagen innerhalb eines 100 m-Abstandes (Baube-
schränkungszone) vom (westlichen) Fahrbahnrand der A 485 bedürfen gemäß § 9 
Abs. 2 Nr. 1 FStrG zudem der Zustimmung der obersten Landesstraßenbaubehörde, 
die allerdings unter Anwendung der o.g. Kriterien obligatorisch ist. 
 
Mit der Straßenbaubehörde HessenMobil Straßen- und Verkehrsmanagement konnte 
im Beteiligungsverfahren abgestimmt werden, dass die Bauverbotszone der A 485 
gemäß Bundesfernstraßengesetz wegen der besonderen örtlichen Situation mit einer 
bis zu 13,5 m hohen Stützwand zwischen Fernstraße und Plangebiet von 40 m (ge-
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messen ab dem befestigten Fahrbahnrand) auf 30 m und die Baubeschränkungszone 
von 100 auf 60 m reduziert wird.  
Über die Punkte Überdeckung, Verpresskörper, Unterhaltungsstreifen, Einräumung ei-
nes Wegerechtes sowie Vorbehalt einer möglichen Umbauung des Geländers auf der 
Stützwand wird vor dem Beginn der Erschließungsmaßnahmen zwischen der Straßen-
baubehörde und dem Magistrat (Tiefbauamt) eine Verwaltungsvereinbarung abge-
schlossen. Ferner hat HessenMobil zur Sicherung der bis zu 40 m in das Plangebiet 
reichenden Anker der Stützwand die Eintragung einer Grunddienstbarkeit eingefordert 
und darauf hingewiesen dass jegliche Ansprüche auf Lärmschutzmaßnahmen oder 
Kostenübernahmen gegenüber der Behörde ausgeschlossen sind.  

5.3 Nebenanlagen, Stellplätze  

Im Plangebiet sind Stellplätze innerhalb der festgesetzten Stellplatzfläche und der über-
baubaren Fläche zulässig. Für Fahrradabstellflächen sind eingangsnah an beiden 
Märkten Abstellflächen festgesetzt.  

5.4 Private Grünfläche 

Die private Grünfläche entlang der westlichen Geltungsbereichsgrenze gewährleistet 
mit rd. 25m einen ausreichenden Abstand zur angrenzenden Wohnbebauung. Ihre 
Gestaltung als magere Substratfläche dient auch den besonderen Lebensraumansprü-
chen der Ödlandschrecke. 

5.5 Flächen zum Anpflanzen und zur Bindung von Bäumen, Sträuchern und sonsti-
gen Bepflanzungen 

Die Festsetzung „20% der Grundstücksfläche gärtnerisch zu begrünen“ dient der Si-
cherung eines Mindestgrünflächenanteils auf den Baugrundstücken zur Gewährleistung 
gesunder Arbeitsverhältnisse sowie eines städtebaulich ansprechenden Standortes. 
 
Gehölzgruppen- und Einzelbaumpflanzungen übernehmen wichtige Eingrünungs- und 
Abschirmfunktionen zu angrenzenden Nutzungen und sind bioklimatisch wirksam. Die 
Festlegung der Pflanzachsen innerhalb der nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
sowie die Vorgabe pro 6 Stellplätze einen Laubbaum zu pflanzen gewährleisten eine 
übersichtliche Gliederung großer Stellplatzanlagen mit ausreichender Begrünung. 
Die vorgegebenen Pflanzqualitäten garantieren optimale Anwuchsbedingungen. 
Festlegung zur vegetationsfreie bis –arme Gestaltung dienen den besonderen Lebens-
raumansprüchen der Ödlandschrecke. 

5.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft 

Die Festsetzung zur Verwendung von versickerungsfähigen Flächen mindert den Ein-
griff in den Bodenwasserhaushalt und entlastet somit das Entwässerungssystems. 
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Das Plangebiet ist im Bestand zu fast 100 % versiegelt und somit bioklimatisch und 
lufthygienisch stark vorbelastet.  Dachbegrünungen eingeschossiger Bauten sind klima-
tisch wirksam. Sie  erhöhen das Verdunstungspotenzial, verbessern insbesondere in 
bioklimatisch stark vorbelasteten Gebieten das Mikroklima und sind somit eine Anpas-
sungmaßnahme zum Klimawandel. Durch den vorgegebenen Abflussbeiwert und der 
Aufbaudicke wird das Regenwasser zeitverzögert zurückgehalten und führt somit zu 
einer Entlastung der Kanalisation.  
Das gesamtstädtische Klimagutachten empfiehlt für bioklimatisch stark vorbelastete Be-
reiche eine Versiegelungsbegrenzung auf 60 % der Grundstücksfläche festzusetzen. 
Da dies aufgrund der vorgesehen baulichen Nutzung nicht möglich ist, ist eine Dach-
begrünung zu 50 % der Dachfläche begründbar.  
 
Die festgesetzte Beleuchtungsart ist Insektenfreundlich und dient somit der Aufrechter-
haltung der Artenvielfalt der Fauna. 

6 Begründung der bauordnungsrechtlichen Festsetzungen (Gestaltungssatzung) 

Die baugestalterischen Festsetzungen zur Dachgestaltung, zu Solar- und Werbeanla-
gen sowie Grundstückseinfriedungen werden als eigenständige Satzung gemäß § 81 
HBO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB in den Bebauungsplan integriert. 
 
Die Vorgaben zur Dachgestaltung berücksichtigen die abgestimmte Vorhabenspla-
nung. Solaranlagen sind entweder (auf geneigten Dächern) nicht aufgeständert oder 
(bei Flachdächern) unter der Vorgabe eines Abrückens von der Dachkante, mindestens 
um 1,00 m, zulässig, um eine Beeinträchtigung des Ortsbildes zu vermeiden.  
Die Werbeanlagen sollen insbesondere die Schutzanforderungen der umgebenden 
Wohnbebauung berücksichtigen. Daher werden beispielsweise grelle oder blinkende 
Anlagen ausgeschlossen und die Höhe von Werbepylonen auf 10,00 m begrenzt.  
Bei den Grundstückseinfriedungen werden Gestaltungsvorgaben (als offene Einfrie-
dung, beispielsweise mit Maschendrahtzaun, oder als Hecke) formuliert, die Höhe be-
grenzt und Vorkehrungen für Wanderbeziehungen von Kleintieren getroffen. 
 
Aufgrund von Angaben des städtischen Amtes für Umwelt und Natur über die Versi-
ckerungseignung des Bodens kann alternativ eine grundstücksbezogene Versickerung 
vorgesehen werden. 

7 Begründung der Kennzeichnungen und Hinweise 

Zur Altlastensituation im als Altlastenverdachtsfläche gekennzeichneten Plangebiet sie-
he Kapitel 8.2. 

Kampfmittelbelastung 
Das Plangebiet befindet sich laut Auskunft des zuständigen Kampfmittelräumdienstes 
beim RP Südhessen/Darmstadt im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung in 
einem Bombenabwurfgebiet und im Bereich von ehemaligen Flakstellungen. Die Eigen-
tümer im Plangebiet sind zur Überprüfung durch eine ordnungsgemäße Sondierung vor 
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bodeneingreifenden Bauarbeiten verpflichtet. Sofern Teilflächen nicht sondierfähig sein 
sollten (wegen oberflächennaher magnetischer Störungen wie z.B. Auffüllungen, Ver-
siegelung, Versorgungsleitungen) ist eine Überprüfung mittels Sondierbohrungen erfor-
derlich. Bei allen weiteren Flächen, bei denen bodeneingreifende Maßnahmen (über 
4,00 m Tiefe) stattfinden, sind systematische Überprüfungen (Sondierung auf Kampfmit-
tel) vor Beginn der geplanten Bauarbeiten erforderlich. 

Begrünung der Grundstücksfreiflächen/Artenempfehlungen 
Die Empfehlungen zu Baum- und Straucharten sind auf die Standortverhältnisse abge-
stimmt und gewährleisten eine Wuchsentwicklung. 

Artenschutz 
Zur Vermeidung oder Verhinderung von Störungen, Tötungen und/oder Schädigungen 
von Tierarten des Anhanges IV der FFH- Richtlinie und von europäischen Vogelarten i.S.v. 
Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie müssen die Vorkehrungen gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG 
beachtet werden. 
 
Die im Beteiligungsverfahren vorgetragenen Hinweise auf die üblichen Bodendenkmal-
Anforderungen (Behördeninformation bei Erkenntnissen über Fundstellen)  und zur Nieder-
schlagswasser-Verwertung (Abwassersatzung) werden nicht als Planhinweise aufgenom-
men, sondern direkt mit dem Vorhabenträger kommunziert.  

8 Umweltinformationen und Vorprüfung des Einzelfalles 

8.1 Vorhandene Umweltinformationen und Vorprüfung des Einzelfalles  

Folgende Umweltinformationen lagen für die Vorprüfung des Einzelfalls vor: 
- Klimafunktionskarte und Planungshinweiskarte Klima/Luft für die Universitätsstadt 

Gießen (Modellgestützte Klimaanalyse, Geonet 2014) 
- Landschaftsplan der Universitätsstadt Stadt Gießen (Planungsbüro Fischer 2004) 
- Stadtbiotopkartierung (PGNU, 2010) 
- Floristische und faunistische Untersuchungen des Areals Pendleton Barracks (Re-

gioplan, 2008) 
- Lärmkartierung Hauptverkehrsstraßen 2007 (HLUG) 
 
Zusätzlich wurde für den Betrieb eines Lebensmittelmarktes und zweier Fachmärkte 
eine Schallimmissionsprognose (Immissionsgutachten Nr. 1413, Winfried Steinert Büro 
für Schallschutz 2014) berechnet und zur Altlastensituation eine aktuelle Stellungnah-
me des städtischen Umweltamtes (Amt für Umwelt und Natur, 01.10.14) eingeholt.  
 
Eine Vorprüfung des Einzelfalles gemäß § 13a Abs. 1 Fallgruppe 2 BauGB wurde 
aufgrund der Vorgabe des UVPG, Anlage 1 Nr. 18.6.2 sowie auch im Zusammen-
hang mit den nördlich angrenzenden ökologisch wertvollen Freiflächen erstellt und im 
Vorfeld der Ausarbeitung eines Bebauungsplanentwurfs gemäß § 13a Abs. 1 FG 2 
BauGB den Fachbehörden und –verbänden zur Stellungnahme vorgelegt. 
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8.2 Altlastensituation 

Bei dem Flurstück Gemarkung Gießen, Flur 53, Flurstück Nr. 3/26 handelt es sich um 
das Gelände der ehemaligen Pendleton-Barracks. Diese ehemals militärisch genutzte 
Fläche ist unter dem Az.: 531.005.032-001.021 im Altflächenkataster des Landes 
Hessen erfasst. 

Der Nutzung „Kaserne“ wird durch das Hessische Landesamt für Umwelt und Geologie 
(HLUG) ein sehr hohes Gefährdungspotential zugewiesen. Das Gefährdungspotential 
drückt aus, wie hoch die Wahrscheinlichkeit einer Umweltbeeinträchtigung in Folge 
des Umganges mit umweltgefährdenden Stoffen eingeschätzt wird. 

Im Rahmen des Rückbaus von baulichen Anlagen auf der Fläche des ehemaligen Ka-
sernengeländes, wurden punktuelle Bodenverunreinigungen saniert und mit Abschluss-
bericht der SL-Geotechnik vom 16.11.2001 dokumentiert. 

Im Geltungsbereich des wurden nach Kenntnissen des städtischen Umweltamtes ledig-
lich für ein Baugrundgutachten der Geonorm GmbH vom 07.12.1999 (Gießen, Pend-
leton-Barracks, Neubau eines Einkaufszentrums, Baugrunduntersuchung und Versicke-
rungsmöglichkeiten) drei Sondierungen bis zu einer Tiefe von 4 m niedergebracht (sie-
he Abbildung). Die dabei erbohrten Auffüllungsmächtigkeiten liegen zwischen 1,0 m 
und 1,8 m. Umwelt- und/oder abfalltechnische Bodenanalysen wurden im Rahmen 
dieses Gutachtens nicht durchgeführt. 

Infolge der militärischen Vornutzung sowie der vorliegenden Untersuchungen des Ge-
ländes der ehemaligen Pendleton-Barracks handelt es sich bei dem Flurstück Gemar-
kung Gießen, Flur 53, Flurstück Nr. 3/26 um eine altlastverdächtige Fläche im Sinne 
des Gesetzes (§ 2 Abs. 6 BBodSchG). 

Im Hinblick auf die Aufstellung eines Bebauungsplanes ist festzustellen, dass grundsätz-
lich aus altlastenfachlicher Sicht gegen die derzeitigen und geplanten Nutzungen der 
Fläche keine Bedenken bestehen, jedoch sind lokale Bodenbelastungen bzw. Verun-
reinigungen der Umweltmedien Boden, Bodenluft und Grundwasser nicht auszuschlie-
ßen. 

Das Regierungspräsidium weist in seiner Verfügung zur erfolgreichen Sanierung der 
Flächen der ehemaligen Pendleton-Barracks, auf denen die baulichen Anlagen bereits 
zurück gebaut wurden, jedoch ausdrücklich darauf hin, dass im gesamten Kasernenbe-
reich weitere lokale Bodenbelastungen nicht ausgeschlossen werden können. Deshalb 
sind Bodenaushubarbeiten durch einen Fachgutachter zu begleiten. Auffälligkeiten sind 
dem Regierungspräsidium Gießen, Abteilung Umwelt mitzuteilen. 

Möglicherweise notwendige umwelt- und/oder altlastenfachliche Untersuchungen im 
Zuge geplanter Baumaßnahmen, eventuell erforderliche Bodensanierungen, die Beseiti-
gung oder Wiederverwertung von anfallendem belasteten Aushubmaterial außerhalb 
des Baugrundstückes sowie die fachgutachterliche Überwachung und Dokumentation 
der Aushubarbeiten verursachen nicht unerhebliche höhere Kosten. 

Daher ist die im Bereich des derzeitigen Flurstücks Gemarkung Gießen, Flur 53, Flur-
stück Nr. 3/26 gelegene Fläche des Bebauungsplanes gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 3 
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BauGB als „Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet 
sind“ zu kennzeichnen (siehe Abbildung). 

 

 
Abb. 7: Abbildung der zu kennzeichnenden Fläche 
Im Baugenehmigungsverfahren sowie bei baugenehmigungsfreien Bauvorhaben sind 
das Amt für Umwelt und Natur der Stadt Gießen sowie gegebenenfalls das Regie-
rungspräsidium Gießen, Abteilung Umwelt, rechtzeitig zu beteiligen (§§ 4,7 und 9 
BBodSchG, Bauvorlagenerlass vom 02.08.2012). So soll erreicht werden, dass durch 
notwendige fachgutachterliche Begleitung der Baumaßnahmen und gegebenenfalls 
weitere vertiefende Untersuchungen oder auch Sanierungen das Recht auf gesundes 
Wohnen und Arbeiten gewährleistet werden kann. 

Im Rahmen von Abbruch- und Bauvorhaben im Plangebiet ist das Merkblatt der Regie-
rungspräsidien Darmstadt, Gießen und Kassel, Abteilungen Umwelt, zur „Entsorgung 
von Bauabfällen“ (Baumerkblatt) in der jeweils neuesten Fassung zu beachten. 

 

Zur Beurteilung der bioklimatischen Situation und der diesbezüglichen Auswirkungen 
der Bebauungsplanung hat das städtische Amt für Umwelt und Natur den entsprechen-
den Auszug aus der für das gesamte Stadtgebiet erstellten Klimafunktionskarte (GEO-
NET, 2014, siehe unten) vorgelegt und ausgewertet. 

Das Fachamt kommt hierzu zu folgender Einschätzung: 
Die Randbereiche (im Plangebiet) und der Parkplatz können bei entsprechender Ge-
staltung (offene, lockere Bepflanzung, Rasengittersteine im Parkbereich) klimarelevante 
Funktionen (Erhaltung Einwirkbereich Kaltluftströmung, Unterstützung Kaltluftdynamik, 
Verbindung von Ausgleichsräumen) übernehmen.  
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Mit dem vorgesehenen Begrünungskonzept für die Markt-Stellplätze sowie der Festset-
zung zur Verwendung versickerungsfähiger Beläge bei ebenerdigen Stellplätzen wird 
den bioklimatischen Planungsvorgaben hinreichend gefolgt.



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan GI 03/14 „Pendleton-Areal”    

22/48 

 

8.3 Beurteilung der Umwelt bezogenen Auswirkungen der Planung 

Die Umweltvorprüfung sowie die Berücksichtigung weiterer Gutachten kommt bezogen 
auf die Schutzgüter zu folgenden Aussagen: 

Schutzgut Klima und Luft: Die grünordnerische Eingrünung des Gebietes und die Ent-
siegelung für verbleibende Freiflächen wird die stark vorbelastete bioklimatische Situa-
tion im Gebiet leicht verbessern. Das Schutzgut Klima/Luft wird durch das Vorhaben 
nicht weitergehend belastet. 

Schutzgut Boden: Die Versiegelungsbilanz wird aufgrund der entsiegelungsfähigen 
Freiflächen und der reduzierten Gebäudebestände vermutlich einen Entsiegelungsge-
winn aufweisen. Treten lokale Bodenbelastungen bzw. Verunreinigungen der Umwelt-
medien Boden, Bodenluft und Grundwasser auf, werden eventuell Bodensanierungen, 
die Beseitigung oder Wiederverwertung von anfallendem belastetem Aushubmaterial 
erforderlich. 
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Schutzgut Landschaftsbild: Bei dem Gebiet handelt es sich um eine bereits heute stark 
urban geprägte Landschaft, deren natürlicher Zustand stark überformt ist. Durch die im 
Bebauungsplan festgesetzten zu pflanzenden Gehölze und Großbäume wird sich das 
Landschaftsbild verbessern. 

Schutzgut Mensch: Innerhalb des Plangebietes lassen die Immissionsrichtwerte nach TA 
Lärm mit tags 65 dB(A) eine gewerbliche Nutzung (Einzelhandel) im Sondergebiet zu. 
Bzgl der angrenzenden Wohnnutzungen wurde für den Betrieb eines Lebensmittelmark-
tes und zweier Fachmärkte eine Schallimmissionsprognose berechnet. Diese empfiehlt 
eine Anlieferung für alle Märkte ausschließlich zur Tagzeit von 6 und 22 Uhr, die als 
Festsetzung in den Bebauungsplan aufgenommen wurde. 

Die großräumige Luftschadstoffbelastung wird sich aufgrund vorhandener starker Vor-
belastung durch Verkehr nicht wesentlich ändern. Eine Eingrünung wie im Vorhaben- 
und Erschließungsplan vorgesehen kann lokal Schadstoffe binden. 
Das Gebiet hat keine Bedeutung für die Naherholung. 
 
Pflanzen und Tiere: Im Untersuchungsraum kommt nach vorliegender Kenntnis keine 
gefährdete Pflanzengesellschaft vor. Die Gebäude könnten jedoch mögliche Quartiere 
von Spalten bewohnenden Fledermäusen oder Gebäude bewohnenden Vogelarten 
aufweisen. Daher sind vor dem Abriss die bestehenden Gebäude gutachterlich zu 
überprüfen. Unter der Voraussetzung, dass diesbezüglich keine artenschutzrechtlichen 
Konflikte entstehen, ist das Vorhaben hinsichtlich der Tierwelt unbedenklich. Das Vor-
kommen der Zauneidechse wird seitens des Gutachters (mündliche Mitteilung) ausge-
schlossen, da das Gebiet keine geeigneten Lebensräume besitzt und die Zauneidechse 
auch nicht auf den nördlich angrenzenden Flächen vorkommt (Floristische und faunisti-
sche Untersuchungen, Regioplan 2008). Das Vorkommen der Ödlandschrecke kann 
nicht ausgeschlossen werden. Die Heuschreckenart ist jedoch artenschutzrechtlich nicht 
relevant. Zum Erhalt dieser Art werden Festlegungen zur vegetationsfreien bis –armen 
Gestaltung von Grünflächen getroffen. 

9 Alternativen und Auswirkungen des Bebauungsplanes 

9.1 Prüfung der Alternativen des Bebauungsplanes 

Folgende Alternativen zu den gewählten Festsetzungen des (vorhabenbezogenen) Be-
bauungsplanentwurfs wurden mit den aufgeführten Ergebnissen geprüft: 

- Größeres Sondergebiet, wie im Bebauungsplanvorentwurf GI 03/07 „Dulles-
Siedlung“ in 2007 vorgesehen, mit einem (neben dem Standort Bergkaserne) 
weiteren Lebensmittel-Vollsortimenter und einem Discounter mit zusammen bis zu 
2.500 m² Verkaufsfläche; diese Marktkonstellation musste aufgrund der seit 
2011 durchgeführten Auswirkungsanalysen der Gesellschaft GMA als nicht ver-
träglich gegenüber den Versorgungsbereichen in Innenstadt, Stadtteilen und 
Nachbarkommunen aufgegeben werden, 

- Andere Betreiber-Konstellation für o.g. größeres Markt-Konzept, u.a. mit der Fa. 
ALDI i.V.m. einer auf bis zu 2.800 m² vergrößerten Gesamtverkaufsfläche und 
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der Aufgabe des ALDI-Standortes am Oberlachweg; diese Alternative scheiterte 
aus den gleichen o.g. Gründen sowie aufgrund des Ergebnisses der BImA-
Markterkundung, 

- Unterschiedliche Fachmarkt-Komponenten als Ergänzungsnutzung zum Lidl-
Lebensmittelmarkt; alle denkbaren anderen Fachmarkt-Komponenten enthielten 
Sortimente mit nachgewiesener größerer Zentrenunverträglichkeit im Vergleich 
zum Drogeriemarkt. 

 
Weitere Alternativ-Ansätze ohne Einzelhandelsnutzung wurden aufgrund des vom Ma-
gistrat vorgegebenen Planungszieles eines Ausbaus der Versorgungsstrukturen im Ost-
viertel nicht verfolgt. 
Eine „Null-Variante“ in Form einer Bestandserhaltung kam aufgrund der Nutzungsauf-
gabe des PX-Marktes durch die US-Army und zur Vermeidung von städtebaulich nega-
tiven Wirkungen längerer Leerstände sowie eines Verfalls von Gebäudesubstanz in 
hochwertiger Lage nicht in Betracht. 

9.2 Beschreibung der Auswirkungen des Bebauungsplanes 

Die Realisierung des Einzelhandelsstandortes führt zur Ergänzung des Nahversor-
gungsangebotes im Zusammenhang mit dem Vollsortimenter-Markt auf der Bergkaser-
ne und hinsichtlich des zusätzlichen Grundversorgungs-Sortiments von Drogeriewaren. 
Zudem rückt der Marktstandort näher an die sich wohnbaulich entwickelnde Marshall-
Siedlung mit Umfeld sowie weitere potentielle Siedlungsentwicklungsflächen östlich des 
Gießener Ringes. 
 
Die Einzelhandel bezogenen Auswirkungen des neuen Marktstandortes wurden hinrei-
chend durch die Gesellschaft GNA/Köln untersucht sowie auch im Abweichungsver-
fahren zum regionalplan Mittelhessen erörtert. Es kann festgestellt werden, dass weder 
die Gießener Innenstadt, noch die Stadtteile mit ihren Nahversorgungszentren und –
lagen sowie auch relevante Nachbarkommunen mit ihren jeweiligen Versorgungsstruk-
turen wesentlich durch die zusätzlich geplante Ansiedlung beeinträchtigt werden. Le-
diglich einer (von drei) Drogeriestandorten der Innenstadt (Seltersweg) wurde von 
GMA durch die Ansiedlung des DM-Marktes an der Grünberger Straße als im Bestand 
gefährdet eingestuft, wobei voraussichtlich ebenfalls ein DM-Standort betroffen wäre.  
 
Der ALDI-Standort Oberlachweg ist zwar als städtebaulich nicht integriert zu bewerten, 
wird aber durch die Konkurrenzansiedlung im gleichen Einzugsbereich auch nicht im 
Bestand gefährdet. 
 
Die Neuerschließung des Plangebietes wird auch zur Erschließung der rückwärtigen 
Entwicklungsfläche genutzt werden können. 
Durch die in 2015 erwartete bauliche Realisierung des Planvorhabens wird eine Ver-
sorgungslücke im Ostviertel geschlossen sowie eine städtebaulich unbefriedigende 
Leerstands-Situation beseitigt. Zudem wird eine fast vollständig bebaute/versiegelte 
Teilfläche durch Neuanlage von Grünflächen und Dachbegrünung siedlungsökologisch 
wie auch bioklimatisch aufgewertet. 
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10 Verfahrensart und -ablauf 

Aufgrund der Aufteilung des Gesamtgebietes „Dulles-Siedlung“ und Weiterführung als 
Teil-Bebauungsplan sowie des Wechsels von der Angebotsplanung zum vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan, um die Festsetzungen zur Verkaufsfläche in einem abge-
stimmten Konzept mit dem Vorhabenträger zu regeln, erfolgte am 21.11.2013 nach 
dem Beschluss der Stadtverordnetenversammlung über die Annahme des VEP-Antrages 
(s.o.) ein Aufstellungsbeschluss zur Planaufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans„Pendlton-Areal“ im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 2 
BauGB. Die geplante zulässige Grundfläche liegt unter dem gesetzlich fixierten 
Schwellenwert von 20.000 m² (§ 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB). Aufgrund des räumlichen 
Zusammenhangs zur Gesamtplanung „Dulles-Siedlung“ wurde jedoch eine Vorprüfung 
des Einzelfalls durchgeführt. Diese Prüfung ergab, dass das Planungsvorhaben keine 
erheblichen Umweltauswirkungen erwarten lässt.  
 
Es handelt sich somit bei diesem Bebauungsplan um eine Planung zur Förderung der 
Innenentwicklung für die Wiedernutzbarmachung von Flächen (§ 13a Abs. 1 Satz 1 
BauGB). Der vorliegende Bebauungsplan erfüllt alle in § 13a BauGB genannten Vo-
raussetzungen zur Anwendung des beschleunigten Verfahrens.  

Bezüglich der planungsrechtlichen Vorbereitung eines großflächigen Einzelhandelsbe-
triebes war allerdings insbesondere zu prüfen, ob durch den Bebauungsplan die Zu-
lässigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVP) nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) oder nach Landesrecht unterliegen. Der Schwellenwert zur UVP-Pflicht für 
den Bau eines Einkaufszentrums, eines großflächigen Einzelhandelsbetriebes oder ei-
nes sonstigen großflächigen Handelsbetriebes im Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 
BauNVO liegt gem. Anlage 1 Nr. 18.6 und 18.8 UVPG bei 1.200 m² Geschossflä-
che. Im vorliegenden Fall wird ein Einzelhandelsbetrieb mit einer Geschossfläche von 
rund 2.050 m² neu gebaut. Da der Schwellenwert der Anlage 1 UVPG überschritten 
wird, war an Hand einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls zunächst zu prüfen, 
ob das geplante Vorhaben einer UVP bedarf.  

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls (siehe Kapitel 8 und Anhang) wurde gem. 
Anlage 2 UVPG durchgeführt und  ausgewählten Trägern öffentlicher Belange sowie 
den Naturschutzverbänden gemäß § 13a Abs. 1 Fallgruppe 2 BauGB Anfang 2014 
zur Stellungnahme vorgelegt. Als Ergebnis wurde festgestellt, dass die Durchführung 
einer UVP nicht notwendig ist.  

Darüber hinaus bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten gemeinschaftlichen Schutzgebiete.  

Im beschleunigten Verfahren gelten in den Fällen des § 13a (1) 2 Nr. 1 BauGB Eingrif-
fe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne 
des § 1a (3) 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Die 
Eingriffs-Ausgleichsregelung ist damit nicht anzuwenden.  
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Annahme-/Aufstellungsbeschluss: 21.11.2013 
Beteiligung Vorprüfung des Einzelfalles 17.12.2013 – 17.01.2014 
Bekanntmachung 26.04.2014 
Frühzeitige Unterrichtung der Öffentlich-
keit 

6.05. – 23.05.2014 

Bekanntmachung der Entwurfs-Offenlage 02.10.2014 
Offenlegung und Trägerbeteiligung: 10.10. – 10.11.2014 
Satzungsbeschluss:  
Ausfertigung, Bekanntmachung, Rechts-
kraft: 

 

11 Abwägung – Konfliktbewältigung 

Aus der frühzeitigen Beteiligung zum Bebauungsplanvorentwurf GI 03/07 „Dulles-
Siedlung“ in 2007 mit einem für den räumlichen Geltungsbereich dieses Bebauungs-
planes ausgewiesenen Sondergebiet für großflächigen Einzelhandel (mit bis zu 2.500 
m² Verkaufsfläche) wurden keine abwägungspflichtigen Anregungen vorgetragen. Es 
erfolgte lediglich ein verfahrensrechtlicher Hinweis, der zur Abtrennung des Bebau-
ungsplanverfahrens geführt hat. 
 
Aus der Ende 2013 durchgeführten frühzeitigen Unterrichtung zum Annahme- und Ein-
leitungsbeschluss für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan GI 03/14 „Pendleton-
Areal“ ergaben sich lediglich Anregungen zur Verbesserung der Vorhabensplanung 
für Kunden/-innen, die per Fahrrad oder zu Fuß einkaufen wollen. Diese wurden bei 
der Entwurfsbearbeitung berücksichtigt. 
 
Aus der Beteiligung zur Vorprüfung des Einzelfalles ergab sich kein Abwägungsbe-
darf, jedoch wurden Hinweise auf Umweltinformationen und artenschutzrechtliche Auf-
lagen vorgetragen. 
 
Aus dem Abweichungsverfahren zum Regionalplan Mittelhessen ergaben sich in meh-
reren Beteiligungsschritten abwägungspflichtige Anregungen aus der Nachbarkommu-
ne Fernwald sowie seitens der Industrie- und Handelskammer, die in diesem Verfahren 
behandelt wurden. 
 
Aus der Durchführung der Offenlage und parallelen Beteiligung der Träger öffentlicher 
Belange ergaben sich nochmalige Anregungen zur Verbesserung des Planvorhabens 
aus der Sicht des Fuß- und Radverkehres, ein immissionsschutzrechtlicher Hinweis auf 
einen Gebäudebestand außerhalb des Plangebietes sowie ein verfahrensrechtlicher 
Hinweis bezüglich der Anwendungsvoraussetzungen des beschleunigten Aufstellungs-
verfahrens. Alle diese Anregungen und Hinweise wurden so weit wie möglich in die 
Bebauungsplanung aufgenommen und bei verbliebenem Abwägungsbedarf in die 
Abwägung eingestellt. 
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12 Rechtsgrundlagen 

Folgende Rechtsgrundlagen werden bei der Aufstellung des Bebauungsplanes berück-
sichtigt: 
 
Baugesetzbuch 

(BauGB) i.d.F der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.07.2014 (BGBl. I S. 954),  

Baunutzungsverordnung 

(Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke – BauNVO) i.d.F. der Be-
kanntmachung vom 23.01.1990 (BGBI. I. S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBI. Nr. I, S. 1548). 
Planzeichenverordnung 1990 

(Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhal-
tes - PlanzV 90) i.d.F. der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58). 

Hessische Bauordnung 

(HBO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 18.06.2002 (GVBI. I S. 274), zuletzt geändert 
durch Artikel 40 des Gesetzes vom 13.12.2012 (GVBl. I S. 622). 

Hessisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 

(HAGBNatSchG) i.d.F. vom 20.12.2010 (GVBl. I 2010, S. 629), gültig ab 
29.12.2010. 

Hessisches Wassergesetz 

(HWG) i.d.F. vom 14.12.2010 (GVBl. I 2010, S. 548), gültig ab 24.12.2010, zu-
letzt geändert durch Artikel 62 des Gesetzes vom 13.12.2012 (GVBl. I S. 622). 

Wasserhaushaltsgesetz 

(WHG) i.d.F. vom 31.07.2009 (GVBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 08.04.2013 (BGBl. I S. 734). 

Hessische Gemeindeordnung 

(HGO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 7.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16.12.2011 (GVBl. I S. 786) 

Städtische Abwassersatzung 2013. 

13 Umsetzung des Bebauungsplanes 

13.1 Flächenbilanz und Bodenordnung 

Flächen- 
arten 

Sonderge-
biets-Fläche 

Priv. Grünflächen 
davon Anpflanzfl.  

Öffentliche 
Verkehrsfl. 

Öff.Verkehrs-
grünflächen 

Gesamt 

m² 13.300 1.668 davon 
1.264 Anpflanzfl. 

3.523 667 20.000 

% 66,58 8,34  21,74 3,34 100 
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Ein förmliches Bodenordnungsverfahren gemäß §§ 45 BauGB ff. wird zur Umsetzung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes nicht erforderlich. 
 
Die öffentliche Verkehrsfläche wird nach Herstellung durch den Vorhabenträger, Ab-
nahme und Einmessung zur Übergabe in die städtische Baulast im Zuge vertraglicher 
Regelungen in städtisches Eigentum übertragen. 

13.2 Städtebauliche Kosten und Erschließungsabrechnung 

Der Stadt entstehen durch die Umsetzung des Bebauungsplanes sowie der erforderli-
chen Erschließung keinerlei Kosten. 
 
Der Vorhabenträger übernimmt alle mit der Freilegung und Bebauung des Baugrund-
stückes verbundenen Kosten und hat zudem die Herstellung und Finanzierung der er-
forderlichen Erschließung im vor dem Satzungsbeschluss abzuschließenden Durchfüh-
rungsvertrag gemäß § 12 BauGB zuzusichern. Im Durchführungsvertrag können auch 
noch weitere im Zusammenhang mit der Umsetzung des Bebauungsplanes (z.B. arten-
schutzrechtliche Auflagen) stehende Maßnahmen und Aufwendungen, soweit ange-
messen, zu Lasten des Vorhabenträgers geregelt werden. 
 
Der Vorhabenträger übernimmt zudem alle mit der Erstellung des Bebauungsplanes, 
Anpassung des Flächennutzungsplanes sowie dem erfolgten Abweichungsantrag ent-
standenen bzw. noch entstehenden Kosten inklusive des Verwaltungsaufwandes. 

14 Anhänge 

1) Erläuterungen zum Vorhaben- und Erschließungsplan mit Betriebsbeschreibung 
und Realisierungsablauf 

2) Vorprüfung des Einzelfalles 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stadtplanungsamt Gießen       19.11.2014 
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Anhang 1 
 
Erläuterungen zum Vorhaben- und Erschließungsplan mit Betriebsbeschreibung und 
Realisierungsablauf (Stand: 10/2014) 
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Anhang 2 
 
Vorprüfung des Einzelfalles 
 

 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan GI 03/14 „Pendleton-Areal”    

37/48 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan GI 03/14 „Pendleton-Areal”    

38/48 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan GI 03/14 „Pendleton-Areal”    

39/48 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan GI 03/14 „Pendleton-Areal”    

40/48 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan GI 03/14 „Pendleton-Areal”    

41/48 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan GI 03/14 „Pendleton-Areal”    

42/48 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan GI 03/14 „Pendleton-Areal”    

43/48 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan GI 03/14 „Pendleton-Areal”    

44/48 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan GI 03/14 „Pendleton-Areal”    

45/48 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan GI 03/14 „Pendleton-Areal”    

46/48 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan GI 03/14 „Pendleton-Areal”    

47/48 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan GI 03/14 „Pendleton-Areal”    

48/48 

 


